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Aufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 7/62 „Gustav-Heinemann-Straße (Manforter Straße und 

Bahnstraße)“ 
 

Stellungnahme  
im Rahmen der Beteilung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB  

und  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf  
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Behörde 1: Landesbetrieb Straßenbau NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die eingegangene Stellungnahme des Landesbetriebs Straßenbau NRW bezieht 
sich auf die Maßgaben zu Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen gemäß  
§ 9 Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) bezüglich Vorhaben im Umfeld der Auto-
bahn A3. Im Fokus steht die mögliche Verlagerung dieser Bereiche in Folge des 
Ausbaus und einer damit einhergehenden Verbreiterung der Autobahn A3. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 7/62 ergeben sich keine Auswirkun-
gen auf ein Planfeststellungsverfahren zum Ausbau/Umbau der A3. 
 
Die Maßgaben des Fachplanungsrechts zu o.g. Bereichen gelten nach der Aufhe-
bung des Bebauungsplans Nr. 7/62 für Vorhaben in Nachbarschaft zur Autobahn 
unmittelbar. Auch innerhalb eines laufenden Planfeststellungsverfahrens in diesem 
Teilraum kommen die Maßgaben auf Grundlage des Bundesfernstraßengesetzes für 
dann neu gelagerte Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen unmittelbar und 
ohne Rückgriff auf einen Bebauungsplan zur Anwendung. 
Innerhalb eines Abstandes von 40 m von der Straßenbegrenzungslinie der A3 be-
steht ein generelles Bauverbot, innerhalb von 100 m besteht eine Genehmigungsbe-
dürftigkeit. Der Landesbetrieb Straßenbau NRW als Straßenbaulastträger hat somit 
alle Möglichkeiten, Bauvorhaben, die dem o.g. Vorhaben hinderlich sein könnten, 
zurückzuweisen. 
 
Ein Planerfordernis zur Aufstellung eines Bebauungsplans ergibt sich hieraus nicht. 
 
Ein Konflikt mit dem parallel in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 169/I 
„Syltstraße/Eumuco-Gelände – Steuerung von Einzelhandelsnutzungen“ wird nicht 
gesehen. Dieser Bebauungsplan wird allein Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 a BauGB 
zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen und keine Festsetzungen zu Baumög-
lichkeiten beinhalten; diese regeln sich nach § 34 BauGB, die fachplanungsrechtli-
chen Maßgaben greifen hier ebenfalls unmittelbar. 
 
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden, da kein neuer Bebauungsplan mit 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, zur Überbaubarkeit von Grund-
stücksflächen usw. aufgestellt wird. 
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Aufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 7/62 „Gustav-Heinemann-Straße (Manforter Straße und 

Bahnstraße)“ 
 

Stellungnahme zur Kenntnis  
 

 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahmen der Bezirksregierung Düsseldorf/Kampfmittelbeseitigungsdienst 
im Rahmen des förmlichen Aufhebungsverfahrens werden an dieser Stelle zur 
Kenntnis gegeben. 
 
Ausschlaggebend ist die Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB, in der 
wegen der Aufhebung des Bebauungsplanes keine erheblichen Bodeneingriffe zu 
erwarten sind und daher im Zusammenhang mit dem Aufhebungsverfahren nichts 
weiter zu veranlassen ist. 
 
Die Stellungnahmen aus der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB gehen von nicht 
unerheblichen Bodeneingriffen aus, die nicht durch die Aufhebung des Bebauungs-
plans veranlasst werden. 
 
Rechtlich ist es nicht erforderlich, die Information für Bürger und Eigentümer im 
Rahmen dieser Vorlage abzudrucken. Aufgrund der Relevanz (ehem. Bombenab-
wurfgebiet) soll hierauf in diesem Fall nicht verzichtet werden. 
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Behörde 2: Kampfmittelbeseitigungsdienst (Bezirksregierung Düsseldorf) 
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